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Einladung
zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Informationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 
AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 

Wir laden hiermit unsere 
Aktionäre zu der am Donnerstag, 
dem 03. August 2023, 
17:00 Uhr, im Großen 
Vorlesungssaal (2.Stock) des 
Sinocur Präventionszentrum, 
Bahnhofstraße 15,  
93444 Bad Kötzting,
stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein.

Titelbild: 
Aussichtsturm des 
Baumwipfelpfad Laurentides

Art der Angabe Beschreibung

A. Inhalt der Mitteilung

1.	� Eindeutige 
Kennung des 
Ereignisses

EAD082023oHV

2.	� Art der  
Mitteilung

Einladung zur Hauptversammlung

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: NEWM]

B. Angaben zum Emittenten

1.	 ISIN DE0001644565

2.	� Name des  
Emittenten

Erlebnis Akademie AG

C. Angaben zur Hauptversammlung

1.	� Datum der  
Hauptver- 
sammlung

03.08.2023 

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: 20230803]

2.	� Uhrzeit der  
Hauptver- 
sammlung

17:00 Uhr (MESZ)

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: 15:00 UTC]

3.	� Art der  
Hauptver- 
sammlung

Ordentliche Hauptversammlung

[im Format gemäß Durchführungs-
verordnung (EU) 2018/1212: GMET]

4.	� Ort der  
Hauptver- 
sammlung

Großer Vorlesungssaal des Sinocur 
Präventionszentrum, Bahnhofstra-
ße 15, 93444 Bad Kötzting

5.	� Aufzeichnungs- 
datum

13.07.2023 (00:00 Uhr MESZ)

[im Format gemäß Durchführungs-
verordnung (EU) 2018/1212: 20230712]

6.	� Uniform Resource 
Locator (URL) 

www.eak-ag.de/eakag/investo-
ren/hauptversammlung/
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Tagesordnung
1.	� Vorlage des festgestellten und geprüften Jahresab-

schlusses der Erlebnis Akademie AG zum 31. Dezember 
2022, des Lageberichts sowie des Berichts des Auf-
sichtsrats

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahresabschluss am 22. Juni 2023 gebilligt. Der Jah-
resabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend den 
§§ 172, 173 AktG ist zu diesem Tagesordnungspunkt keine 
Beschlussfassung vorgesehen. Die unter diesem Tages-
ordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptver-
sammlung vorzulegen. Die genannten Unterlagen sind für 
denselben Zeitraum auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.eak-ag.de/eakag/investoren/finanzberichte 
abrufbar und werden zudem während der Hauptver-
sammlung ausliegen.

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-
winns aus dem Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn 
in Höhe von 5.612.303,99 € auf neue Rechnung vorzutra-
gen.

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand 
Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 zu erteilen.

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 zu 
erteilen.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2023

Der Aufsichtsrat schlägt vor, den Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater Norbert Power-Feitz, Herzog-Hein-
rich-Str. 10, 80336 München zum Abschlussprüfer für den 
Jahresabschluss 2023 zu wählen.

6. 	�Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- und Optionsanleihen und / oder Wandeld-
arlehen nebst gleichzeitiger Schaffung eines neuen 
bedingten Kapitals 2023 / 1 und über die Änderung der 
Satzung

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

a.	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 1. August 2028 einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber lautende Options- und / oder Wan-
delschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen 
(insgesamt auch: „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-
nennbetrag von bis zu 1.500.000,00 € mit einer Laufzeit 
von längstens sechs Jahren zu begeben und den Inhabern 
von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. 
den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen oder den 
Darlehensgebern Wandlungsrechte auf bis zu 120.000 auf 
den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien der 
Gesellschaft nach näherer Maßgabe der Options- bzw. 
Wandelanleihebedingungen (Anleihebedingungen) oder 
Darlehensbedingungen zu gewähren.

	� Die Schuldverschreibungen können auch durch Gesell-
schaften mit Sitz im In- und Ausland begeben werden, an 
denen die Erlebnis Akademie AG unmittelbar oder mittel-
bar mit Mehrheit beteiligt ist („nachgeordnete Konzern-
unternehmen“). In diesem Fall wird der Vorstand ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Aktien der 
Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Gläubigern von Optionsschuld-
verschreibungen Optionsrechte bzw. den Inhabern von 
Wandelschuldverschreibungen oder den Darlehensgebern 
Wandlungsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren.

	� Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auch solche auf den Inhaber lautende Wandelschuldver-
schreibungen oder Wandeldarlehen begeben, bei denen 
die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen bzw. die 
Darlehensgeber nach näherer Maßgabe der Wandelanlei-
hebedingungen bzw. Darlehensbedingungen während des 
Wandlungszeitraums und / oder am Ende des Wandlungs-
zeitraums verpflichtet sind, die Schuldverschreibungen in 
neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen.
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	� Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibun-
gen können auch von einer Bank oder einem Bankenkon-
sortium mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten.

	� Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
Schuldverschreibungen auszuschließen,

	 •	� sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathema-
tischen Methoden ermittelten theoretischen Markt-
wert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unterschreitet. Dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur 
Bedienung der mit den Schuldverschreibungen verbun-
denen Options- oder Wandlungsrechte auszugebenden 
Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesell-
schaft nicht überschreiten, und zwar weder bezogen 
auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch auf den 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die 
10-%-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, 
die in direkter oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aus-
gegeben oder von der Gesellschaft veräußert werden;

	 •	� um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugs-
verhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre 
auszunehmen;

	 •	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Opti-
onsrechten oder Gläubigern von Wandlungsrechten, 
die von der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen 
ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-
übung der Rechte zustände;

	 •	� soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen 
Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen erfolgt.

	� Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder meh-
rere Optionsrechte beigefügt, die die Inhaber der Teil-
schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der vom 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden 
Anleihebedingungen zum Bezug von Aktien der Erleb-
nis Akademie AG berechtigen. Der anteilige Betrag des 
Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu 
beziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der 
Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen.

	 �Im Falle der Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Wan-
delschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der Schuld-
verschreibungen das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen 
nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen 
in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtausch-
verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 
einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft. Das 
Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des 
unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrages 
einer Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft erge-
ben. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine 
volle Zahl auf- oder abgerundet werden.

	� Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusam-
mengelegt werden und / oder in Geld ausgeglichen werden.

	� Im Fall der Ausgabe von Wandeldarlehen erhält der Inhaber 
das Recht, nach näherer Maßgabe der Darlehensbedingun-
gen einen Teil- oder den Gesamtdarlehensbetrag in Aktien 
der Erlebnis Akademie AG umzuwandeln. Wenn der Inhaber 
nicht von seinem Wandlungsrecht Gebrauch macht, ist das 
Darlehen zum Nennbetrag zurückzuzahlen.

	� Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen 
Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt 
und der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung steht, wobei 
der nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich ist.

	� Die Options- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von 
Schuldverschreibungen können durch die Hingabe von 
eigenen Aktien der Gesellschaft sowie durch Ausgabe von 
neuen Aktien aus bedingtem und / oder genehmigtem Kapi-
tal erfüllt werden, wobei dieser Beschluss kein einheitliches 
Rechtsgeschäft im Sinne des § 139 BGB darstellen.
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	� Der Options- oder Wandlungspreis ist nach den folgenden 
Grundlagen zu errechnen:

	� Der jeweilige Options- oder Wandlungspreis für eine auf 
den Inhaber lautende Stückaktie muss mindestens 80 % 
des volumengewichteten durchschnittlichen Börsenkur-
ses der Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im 
XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem oder derje-
nigen Börse mit den höchsten Tagesumsätzen) betragen 
und zwar während der 30 Börsentage vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung 
der Schuldverschreibungen oder sofern den Aktionären 
ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu-
steht, während der Tage, an denen Bezugsrechte auf die 
Schuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapierbör-
se gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten 
Börsentage des Bezugsrechtshandels.

	� Unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- bzw. 
Wandlungspreis aufgrund einer Verwässerungsschutzklau-
sel nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen 
ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf 
der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines 
Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht 
oder weitere Schuldverschreibungen begibt oder garan-
tiert und den Inhabern schon bestehender Options- oder 
Wandlungsrechte hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt 
wird. Die Anleihebedingungen können auch für andere 
Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung 
des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte führen 
können, eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. 
Wandlungspreises vorsehen. Der Mindestoptions- oder 
-wandlungspreis gemäß vorstehendem Absatz muss je-
doch stets erreicht werden.

	� Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann - vorbehaltlich 
§ 9 Abs. 1 AktG - nach näherer Bestimmung der Anleihebe-
dingungen durch Zahlung eines entsprechenden Betrages 
in bar bei Ausnutzung des Options- bzw. Wandlungs-
rechts oder durch Herabsetzung der Zuzahlung ermäßigt 
werden, wenn die Gesellschaft während der Wandlungs- 
bzw. Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts 
an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder das 
Grundkapital aus Gesellschaftsmitteln erhöht oder weitere 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen oder Genuss-
rechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht begibt bzw. 

sonstige Optionsrechte gewährt und den Inhabern von 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen kein Bezugs-
recht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach 
Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen 
würde. Statt einer Zuzahlung in bar bzw. einer Herabset-
zung der Zuzahlung kann auch - soweit möglich - das 
Umtauschverhältnis durch Division des Nennbetrags durch 
den ermäßigten Wandlungspreis angepasst werden. Die 
Bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapi-
talherabsetzung, eines Aktiensplits oder einer Sonderdivi-
dende eine Anpassung der Options- oder Wandlungsrech-
te vorsehen. Die Bedingungen können auch vorsehen, dass 
im Falle einer Kapitalherabsetzung das Umtauschverhält-
nis unberührt bleibt, ungeachtet davon, ob die Kapitalhe-
rabsetzung die Gesamtzahl der Aktien unberührt lässt, die 
Kapitalherabsetzung mit einer Kapitalrückzahlung, einer 
entgeltlichen Einziehung von Aktien, einem entgeltlichen 
Erwerb eigener Aktien durch die Gesellschaft verbunden 
ist oder die Kapitalherabsetzung durch eine Zusammenle-
gung von Aktien ohne Kapitalrückzahlung erfolgt.

	 �Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die Anleihebedingungen sowie die weiteren 
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldver-
schreibungen sowie die Anleihebedingungen festzusetzen, 
insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stü-
ckelung, Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung 
einer Wandlungspflicht, Festlegung einer baren Zuzahlung, 
Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung 
statt Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt 
Ausgabe neuer Aktien, Options- bzw. Wandlungspreis und 
Options- bzw. Wandlungszeitraum.

b. 	�Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 
120.000,00 € durch Ausgabe von bis zu 120.000 neuen, auf 
den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2023 / 1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von Aktien an Inhaber von Options- bzw. Wan-
delschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen bzw. 
Wandlungspflichten nach Maßgabe der Wandelanleihebe-
dingungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 03. August 2023 bis zum 1. 
August 2028 von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die 
Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vor-
stehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils 
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis.
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	� Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Bege-
bung der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 
und nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber der 
Optionsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibun-
gen und / oder Wandeldarlehen von ihren Options- bzw. 
Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. zur Wandlung 
bzw. Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Anlei-
hen ihre Verpflichtung zur Wandlung / Optionsausübung 
erfüllen. Die aufgrund der Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- bzw. 
Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 
Gewinn teil.

	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

c.	� § 4 der Satzung der Gesellschaft wird um Abs. 8 wie folgt 
ergänzt:

	� „8. Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 
120.000,00 € durch Ausgabe von bis zu 120.000 neuen, auf 
den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2023 / 1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der Gewährung von Aktien an Inhaber von Options- bzw. 
Wandelschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen 
bzw. Wandlungspflichten nach Maßgabe der Wandelan-
leihebedingungen, die aufgrund des Ermächtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 03. August 2023 
bis zum 1. August 2028 von der Gesellschaft ausgegeben 
werden. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach 
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungs-
beschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. 
Wandlungspreis.

	� Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Bege-
bung der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 
und nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber der 
Optionsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibun-
gen und / oder Wandeldarlehen von ihren Options- bzw. 
Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. zur Wandlung 
bzw. Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Anlei-
hen ihre Verpflichtung zur Wandlung / Optionsausübung 
erfüllen. Die aufgrund der Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 
Gewinn teil.

	� Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

d.	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von 
§ 4 Abs. 8 der Satzung entsprechend der jeweiligen Aus-
gabe der Bezugsaktien zu ergänzen sowie alle sonstigen 
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der 
Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. 
Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandel-
schuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen nach 
Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der 
Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf 
der Fristen für die Ausübung von Options- oder Wand-
lungsrechten bzw. für die Erfüllung von Wandlungs- bzw. 
Optionspflichten.
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	� Schriftlicher Bericht des Vorstandes gemäß 
§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu TOP 6 über 
die Gründe des Ausschlusses des Bezugsrechts bei der 
Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibun-
gen und / oder Wandeldarlehen

	� Zu TOP 6 der auf den 3. August 2023 einberufenen 
Hauptversammlung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 
vor, dem Vorstand eine Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- und Optionsanleihen zu erteilen. Es wird vorge-
schlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 1. August 2028 einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber lautende Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder Wandeldarlehen 
im Gesamtnennbetrag von bis zu 1.500.000,00 € mit einer 
Laufzeit von längstens sechs Jahren zu begeben und den 
Inhabern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrech-
te bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen 
oder Wandeldarlehen Wandlungsrechte auf bis zu 120.000 
auf den Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien der 
Gesellschaft nach näherer Maßgabe der Options- bzw. 
Wandelanleihebedingungen (Anleihebedingungen) zu 
gewähren. Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, 
ganz oder in Teilbeträgen ausgenutzt werden. Die Be-
stimmung der weiteren Einzelheiten obliegt dem Vorstand 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Aufsichtsrates.

	� Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts diesen schrift-
lichen Bericht, der Bestandteil der Einladung der Haupt-
versammlung ist und vom Tag der Bekanntmachung der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft ausliegt und auf Verlangen jedem 
Aktionär übersandt wird:

	� Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und / oder Wandelschuldverschreibungen 
und / oder Wandeldarlehen im Gesamtnennbetrag von bis 
zu 1.500.000,00 € sowie zur Schaffung des dazugehöri-
gen Bedingten Kapitals von bis zu 120.000,00 € soll die 
nachfolgend noch näher erläuterten Möglichkeiten der 
Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern 
und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ins-
besondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingungen 
den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden 
flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen.

	� Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Be-
zugsrecht auf die Options- bzw. Wandelschuldverschrei-
bungen und / oder Wandeldarlehen zu (§§ 221 Abs. 4 i.V.m. 
186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern, soll 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, 
die Options- und / oder Wandelschuldverschreibungen 
und / oder Wandeldarlehen an ein Kreditinstitut oder ein 
Konsortium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung aus-
zugeben, den Aktionären die Anleihen entsprechend ihrem 
Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	� Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 
ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung 
durch runde Beträge. Dies erleichtert die Abwicklung des 
Bezugsrechts der Aktionäre. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts zugunsten der Inhaber von bereits ausgegebenen 
Wandlungsrechten und Optionsrechten hat den Vorteil, 
dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits 
ausgegebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte nicht 
ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein 
höherer Mittelzufluss ermöglicht wird. Beide Fälle des 
Bezugsrechtsausschlusses liegen daher im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

	� Der jeweilige Options- oder Wandlungspreis für eine auf 
den Inhaber lautende Stückaktie muss mindestens 80 % 
des volumengewichteten durchschnittlichen Börsenkur-
ses der Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im 
XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem oder derje-
nigen Börse mit den höchsten Tagesumsätzen) betragen 
und zwar während der 30 Börsentage vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung 
der Schuldverschreibungen oder sofern den Aktionären 
ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu-
steht, während der Tage, an denen Bezugsrechte auf die 
Schuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapierbör-
se gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten 
Börsentage des Bezugsrechtshandels.

	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen, wenn die Ausgabe der Options- und / oder Wandel-
schuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen gegen 
Barzahlung zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert 
dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch 
erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsi-



12 13

tuationen sehr kurzfristig und schnell zu nutzen und durch 
eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere 
Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- 
bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- bzw. 
Wandelschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen 
zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und 
reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung des Bezugs-
rechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten 
Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beob-
achtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber 
auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches 
zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anlei-
hekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit über seine Ausübung die erfolgreiche Plat-
zierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Auf-
wendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung 
eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der 
Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige 
Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Akti-
enkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer 
für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung 
führen können.

	� Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts 
gilt gemäß § 221 Abs. 4 S. 2 AktG die Bestimmung des 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG sinngemäß. Die dort geregel-
te Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des 
Grundkapitals ist nach dem Beschlussinhalt einzuhal-
ten. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener 
Aktien anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 HS 2 in Verbindung 
mit § 186 Abs. 3 S. 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese 
Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung aus bedingtem Kapital 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 
in Verbindung mit § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben 
werden. Durch die Anrechnung auf die vorgenannte 
10-%-Grenze vermindert sich diese entsprechend. Aus 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausga-
bepreis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten 
darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass eine 
nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes 
der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungs-
effekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Wandel- 

bzw. Optionsanleihen eintritt, kann ermittelt werden, 
indem der hypothetische Börsenpreis der Wandel- bzw. 
Optionsanleihen nach anerkannten, insbesondere fi-
nanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem 
Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer 
Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem 
hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung 
der Wandel- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn 
und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ein 
Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen 
Abschlags zulässig. Der Vorstand muss vor Ausgabe der 
Wandel- bzw. Optionsanleihen nach pflichtgemäßer Prü-
fung zu der Auffassung gelangen, dass der vorgesehene 
Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Verwässerung des 
Wertes der Aktien führt. Damit würde der rechnerische 
Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null sinken, so 
dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss 
kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen 
kann. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation 
für angemessen hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann 
er sich der Unterstützung durch Experten bedienen. So 
können die die Emission begleitenden Konsortialbanken 
dem Vorstand in geeigneter Form versichern, dass eine 
nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien nicht 
zu erwarten ist. Auch durch ein unabhängiges Kreditinstitut 
oder einen Sachverständigen kann dies bestätigt werden. 
Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand ist 
eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit 
die Vermeidung einer nennenswerten Wertverwässerung 
im Falle der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens 
gewährleistet. Bei diesem Verfahren werden die Options- 
bzw. Wandelschuldverschreibungen und / oder Wandeld-
arlehen zwar zu einem festen Ausgabepreis angeboten; 
jedoch werden einzelne Bedingungen der Options- bzw. 
Wandelschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen 
(z.B. Zinssatz und Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der 
Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufanträge 
festgelegt und so der Gesamtwert der Anleihe marktnah 
bestimmt. All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte 
Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugs-
rechtsausschluss nicht eintritt.

	� Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren An-
teil am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung 
von Wandlungs- oder Optionsrechten jederzeit durch 
Zukäufe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 
Demgegenüber ermöglicht die Ermächtigung zum Be-
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zugsrechtsausschluss der Gesellschaft marktnahe Konditi-
onenfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der 
Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung 
günstiger Marktsituationen.

	� Der Vorstand der Gesellschaft soll im Rahmen des Beding-
ten Kapitals 2023 / 1 ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen. Dies ist erforderlich, um ein tech-
nisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu kön-
nen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden ent-
weder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten 
den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für 
sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen.

	� Es ist in der Ermächtigung weiter vorgesehen, dass der 
Vorstand das Bezugsrecht mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch zugunsten der Inhaber von Options- und 
Wandelschuldverschreibungen und / oder Wandeldarlehen 
ausschließen kann. Diese Möglichkeit, das Bezugsrecht 
auszuschließen, soll den Inhabern solcher Options- oder 
Wandelrechte einen angemessenen Verwässerungsschutz 
gewähren. Die Bedingungen von Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen sowie von Wandeldarlehens-
verträgen sehen zumeist die Gewährung von Verwäs-
serungsschutz im Fall einer Kapitalerhöhung entweder 
durch Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises 
oder durch Einräumung eines Bezugsrechts vor. Um der 
Gesellschaft einen gewissen Handlungsspielraum zu 
belassen und nicht auf die Alternative der Verminderung 
des Options- oder Wandlungspreises beschränkt zu sein, 
soll für die Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2023 / 1 eine 
Ermächtigung vorgesehen werden, das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf Schuldverschreibungen insoweit ausschlie-
ßen zu können, als es erforderlich ist, um Inhabern von 
Options- und Wandelschuldverschreibungen und / oder 
Wandeldarlehen ein Bezugsrecht in dem Umfang ein-
zuräumen, wie es ihnen zustehen würde, wenn sie von 
ihren Options- und Wandelrechten vor der jeweiligen 
Beschlussfassung über die Kapitalerhöhung Gebrauch 
gemacht hätten. Der Vorstand kann durch die Ermächti-
gung dieses Bezugsrechtsausschlusses beide genannten 

Alternativen nutzen und sich nach sorgfältiger Abwägung 
der Interessen für die im Einzelfall vorteilhaftere Alternati-
ve entscheiden.

	� Darüber hinaus soll der Vorstand im Rahmen des Beding-
ten Kapitals 2023 / 1 ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen 
gegen Sacheinlagen zur Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen gegen Sachleistung im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen auszuschließen. Diese 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bezweckt 
die Möglichkeit, gegen Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen der Gesellschaft den Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men zu ermöglichen. Hierdurch kann die Gesellschaft im 
Interesse ihrer Aktionäre flexibel handeln und schneller 
den Erwerb solcher Unternehmen oder Unternehmensteile 
bzw. sonstigen Rechte durchführen. Da einige Inhaber von 
Unternehmen nur unter der Voraussetzung bereit sind, ihre 
Unternehmen oder Beteiligungen nur gegen Ausgabe von 
Schuldverschreibungen der erwerbenden Gesellschaft zu 
verkaufen, ist die vorgeschlagene Ermächtigung sinnvoll 
und notwendig und gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, 
auch mit solchen Inhabern von Unternehmen verhandeln 
zu können. Zwar kommt es durch den Bezugsrechtsaus-
schluss zu einer Verringerung der relativen Beteiligungs-
quote und des relativen Stimmrechtsanteils der bisheri-
gen Aktionäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre 
jedoch der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder von Beteiligungen an Unternehmen gegen Ausgabe 
von Schuldverschreibungen nicht möglich. Die mit dieser 
Möglichkeit verbundenen Vorteile für die Gesellschaft und 
damit auch für die Aktionäre der Gesellschaft wären nicht 
erreichbar. Bisher bestehen noch keine konkreten Pläne für 
derartige Kaufabsichten. Wenn sich Möglichkeiten zum Er-
werb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen konkretisieren, wird der Vorstand 
sorgfältig prüfen, ob es sinnvoll ist, von dem Bedingten 
Kapital 2023 / 1 zu diesem Zweck gegen Ausgabe von 
Schuldverschreibungen Gebrauch zu machen. Er wird sich 
nur dann dafür entscheiden, wenn der geplante Erwerb im 
Interesse der Gesellschaft und somit auch im Interesse der 
Aktionäre liegt. Nur dann wird auch der Aufsichtsrat die 
notwendige Zustimmung erteilen. Basis für die Bewertung 
der Schuldverschreibungen der Gesellschaft und der zu 
erwerbenden Unternehmen oder Unternehmensbeteili-
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gungen sowie sonstigen vorgenannten Rechte wird ein 
neutrales Wertgutachten einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, einer Investmentbank oder einer vergleichbaren 
Institution sein.

7. 	� Beschlussfassung über Satzungsänderung - Ermächti-
gung zur Abhaltung von virtuellen Hauptversammlungen

 	 �Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung der 
Gesellschaft wie folgt zu ändern und den Vorstand zu er-
mächtigen eine virtuelle Hauptversammlung abzuhalten.

	 § 15 Abs. 9 wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

	� „(9) Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 31. 
Juli 2028 stattfindende Hauptversammlungen vorzusehen, 
dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Akti-
onäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptver-
sammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). 
Wird eine virtuelle Hauptversammlung abgehalten, sind 
die hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen 
einzuhalten. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist im Falle 
der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme an der 
Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertra-
gung gestattet.“

Freiwillige Hinweise der Gesellschaft

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des 
§ 121 Abs. 3 AktG i. V. m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der Einberufung 
der Hauptversammlung lediglich zur Angabe von Firma und 
Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung 
und der Tagesordnung sowie der untenstehenden Adressen 
verpflichtet. Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um 
unseren Aktionären die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung zu erleichtern:

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind ge-
mäß §  15 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 

die sich bei der Gesellschaft unter nachstehender Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse unter Nachweis ihres 
Aktienbesitzes spätestens bis zum Ablauf des 27. Juli 2023 
(24:00 Uhr MESZ) in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder 
englischer Sprache anmelden:

Erlebnis Akademie AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland

Telefax: +49 89 / 88 96 906 33 
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn 
des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf Don-
nerstag, den 13. Juli 2023 (00:00 Uhr MESZ), beziehen. Der 
Nachweis des Aktienbesitzes ist durch eine Bestätigung in 
Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache 
durch das depotführende Institut zu erbringen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären 
Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um 
den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, 
bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung des 
Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen. Die zugeschickten bzw. am Versammlungsort 
hinterlegten Eintrittskarten sind lediglich organisatorische 
Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts.

Verfahren für die Stimmabgabe / Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung 
auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch ein Kreditin-
stitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 
seiner Wahl ausüben lassen. Auch im Fall einer Bevollmäch-
tigung sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und der 
Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nach den vor-
stehenden Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der 
Aktionär mehr als eine Person, so ist die Gesellschaft gemäß 
§  134 Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von 
diesen zurückzuweisen.
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Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinsti-
tut oder eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der 
in §  135  AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen 
erteilt werden, der Widerruf dieser Vollmachten und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 
bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB).

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereini-
gung oder eine der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen 
oder Personen mit der Stimmrechtsausübung bevollmächti-
gen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die 
zu bevollmächtigende Institution oder Person möglicherwei-
se eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese 
gemäß §  135  AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten 
muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit 
dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht 
abzustimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet 
werden kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintritts-
karte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen 
form- und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird. Die-
ses steht auch unter https://www.eak-ag.de/eakag/investo-
ren/hauptversammlung/ zum Herunterladen zur Verfügung.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der 
Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten am Ver-
sammlungsort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis 
der Bevollmächtigung der Gesellschaft an die nachfolgend 
genannte Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse 
übermittelt werden:

Erlebnis Akademie AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland

Telefax: +49 89 / 88 96 906 55 
E-Mail: eak@better-orange.de

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft 
benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
vertreten lassen. Auch im Falle einer Bevollmächtigung der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind eine form- und 
fristgerechte Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesit-
zes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, 
weisungsgemäß abzustimmen. Den Stimmrechtsvertretern 
der Gesellschaft steht bei der Ausübung des Stimmrechts 
kein eigener Ermessensspielraum zu. Die Beauftragung der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruchser-
klärung sowie der Stellung von Anträgen und Fragen ist nicht 
möglich.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Stimm-
rechtsweisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft z.B. unter Verwendung der hierfür vorgesehenen 
Formulare erteilt werden, die die Aktionäre zusammen mit 
der Eintrittskarte erhalten. Diese stehen auch unter https://
www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversammlung/ 
zum Download zur Verfügung.

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft, die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt 
werden, sollen aus organisatorischen Gründen spätestens 
zum Ablauf des 02. August 2023 (24.00 Uhr MESZ) unter der 
vorstehenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adres-
se eingehen. 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemel-
deten und in der Hauptversammlung erschienenen Aktio-
nären, Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, 
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch während der 
Hauptversammlung mit der weisungsgebundenen Ausübung 
des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zur Bevollmächtigung der Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft stehen den Aktionären unter 
https://www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversamm-
lung/ zur Verfügung.

Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung gemäß 
§ 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000,00 € 
erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Ver-
langen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss 
der Gesellschaft mindestens vierundzwanzig Tage vor der 
Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung 
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und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spä-
testens bis Sonntag, 09. Juli 2023, 24:00 Uhr (MESZ), zuge-
hen. Später zugehende Ergänzungsverlangen werden nicht 
berücksichtigt. Bitte richten Sie entsprechende Ergänzungs-
verlangen an folgende Adresse:

Erlebnis Akademie AG 
Vorstand 
Hafenberg 4 
93444 Bad Kötzting

Bekanntzumachende Ergänzungsverlangen zur Tagesord-
nung werden, soweit sie nicht mit der Einberufung bekannt 
gemacht wurden, unverzüglich nach Zugang im Bundesan-
zeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der 
Internetseite https://www.eak-ag.de/eakag/investoren/
hauptversammlung/ veröffentlicht und den Aktionären mit-
geteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären:

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvor-
schläge im Sinne des § 127 AktG sind ausschließlich an die 
folgende Anschrift zu richten:

Erlebnis Akademie AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
D-81241 München

Telefax: +49 89 / 88 96 906 66 
E-Mail: antraege@better-orange.de

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschlä-
ge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der 
Tagesordnung, die spätestens zum Ablauf des 19. Juli 2023 
(24.00 Uhr MESZ) bei der vorstehenden Anschrift eingehen 
und die die weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der 
Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach §§  126, 127 AktG 
erfüllen, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, 
einer Begründung (Wahlvorschläge müssen jedoch nicht 
begründet werden) und einer etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung unter der Internetadresse https://www.eak-ag.
de/eakag/investoren/hauptversammlung/ veröffentlicht. 
Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksich-
tigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, 
wenn sie während der Hauptversammlung mündlich ge-
stellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der 
Hauptversammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu 
den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vor-
herige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu 
stellen, bleibt unberührt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Gemäß § 30b Absatz 1 Nr. 1 WpHG wird mitgeteilt, dass zum 
Zeitpunkt der Einberufung das Grundkapital der Erlebnis 
Akademie AG 2.524.856,00 € beträgt und in 2.524.856 nenn-
wertlose Stückaktien eingeteilt ist. Jede Aktie gewährt ein 
Stimmrecht. Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberu-
fung der Hauptversammlung keine eigenen Aktien. 

Hinweis zum Datenschutz

Europaweit gelten seit dem 25. Mai 2018 neue Regelungen 
zum Datenschutz. Der Schutz Ihrer Daten und deren rechts-
konforme Verarbeitung haben für uns nach wie vor einen 
hohen Stellenwert. In unseren erweiterten Datenschutz-
hinweisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich 
an einer Stelle zusammengefasst. Die Datenschutzhinweise 
finden Sie unter dem folgenden Link auf unsere Datenschut-
zerklärung (pdf-Datei): https://www.eak-ag.de/eakag/da-
tenschutz/Datenschutzerklaerung.pdf.

Bad Kötzting, im Juni 2023

Erlebnis Akademie AG 
Der Vorstand



Treetop Walk Avondale (IR); der Tunnel am Ende des Pfads führt die 
Besucher zum Aussichtsturm und Merchandise-Shop.


